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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Im Jahr 2016 wurde das Thema der Interessenbindungen der Parlamentsmitglieder zu
Krankenkassen erneut diskutiert. Nachdem man bereits den Chefs der bundesnahen
Betriebe SBB, SRG, Post und Swisscom die Einsitznahme im Parlament verboten habe,
müsse dies nun auch für Kassenvertreter gelten, äusserten sich der waadtländische
Gesundheitsdirektor Maillard (VD, sp) und welsche Parteikollegen in der Presse. Der
stark regulierte Krankenversicherungsmarkt, auf dem Versicherungszwang herrscht und
die Kassen eine staatliche Aufgabe erfüllen, lasse diese Analogie zu. Eine
Machtkonzentration wie bei FDP-Bundeshausfraktionschef Cassis (TI), der zusätzlich zu
seinem Parteiamt Präsident der Kommission für Gesundheit und soziale Sicherheit des
Nationalrats und Präsident des Krankenversichererverbandes Curafutura ist, sei nicht
akzeptabel. Die Macht der Kassen im Parlament verhindere wichtige Reformen im
Gesundheitswesen, weshalb die SP auch zwei Volksinitiativen angekündigt hatte. Der
angesprochene Nationalrat Cassis wehrte sich daraufhin ebenfalls in der Presse: Es sei
das Wesen das Milizparlaments, dass seine Mitglieder auch anderen Organisationen
angehören und deren Interessen im Parlament einbringen. Sein Mandat bei Curafutura
hänge nicht von seinem Parlamentsmandat ab. Von Seiten der SVP hiess es, die SP
trauere bloss ihrer Einheitskasseninitiative nach, die die Stimmbevölkerung im Jahr
2014 abgelehnt hatte. Eine Auswertung der Basler Zeitung ergab im August, dass im
Nationalrat die Interessen der Ärztinnen und Ärzte deutlich stärker vertreten seien als
jene der Versicherer, im Ständerat lägen die Pharmaindustrie und
Patientenorganisationen gleichauf. Als Grundlage für die Auswertung diente die von den
Parlamentsdiensten veröffentlichte Liste der Interessenbindungen. 1
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